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UN-Behindertenkommission

Seit dem 26. März 2009, also seit einem Jahr, ist die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen auch für Deutschland verbindlich. Das Vertragswerk, das bereits 2006 erlassen wurde, pocht auf das Recht auf Selbstbestimmung, Teilhabe und umfassenden Diskriminierungsschutz - durch eine barrierefreie und inklusive Gesellschaft. Damit ist auch das gemeint, was Artikel 24 der Konvention fordert: ein inklusives Schulsystem, eine "Schule für alle", in der beeinträchtigte und gesunde Kinder gemeinsam, aber nach ihren individuellen Bedürfnissen unterrichtet werden. Doch nach Angaben von Sozialverbänden liegt Deutschland mit einer Integrationsquote von 15,7 Prozent der behinderten Schüler deutlich unter dem EU-Schnitt.
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Die Bundesländer lassen sich demnach mit der Anpassung ihrer Schulgesetze an die Bestimmungen der Konvention Zeit. Vielerorts gehen Kinder, die eine sonderpädagogische Förderung benötigen, weiterhin in spezielle Förderschulen. Das große Engagement der Pädagogen dort ist zwar in der Regel unbestritten, aber oft erweisen sich die Einrichtungen als Sackgasse: Die Kinder erhalten nur selten einen qualifizierenden Abschluss.

Verbände beklagen, dass Eltern behinderter Kinder am Recht auf freie Schulwahl gehindert würden. Der Völkerrechtler Eibe Riedel schreibt in einem Gutachten, dass Sonderschulen laut UN-Konvention zwar nicht völlig abgeschafft werden müssten, die Beweislast, warum eine inklusive Beschulung in manchen Fällen nicht möglich sei, aber beim Staat liegen müsste. Außerdem mahnt er Verbesserungen bei Schulbauten und Lernmitteln an. Auch der Behindertenbeauftragte der Bundesregierung, Hubert Hüppe, verlangt eine konsequentere Umsetzung der UN-Konvention. Die volle gesellschaftliche Teilhabe sei "kein Gnadenakt, sondern ein Menschenrecht". ojo

